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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Susanne Lösch

jedes Jahr im Dezember sind Jahresrückblicke allge-

genwärtig. Und tatsächlich kann es zur Klärung der 

eigenen Ziele für das nächste Jahr beitragen, im Tru-

bel der Weihnachtszeit und des Jahreswechsels inne-

zuhalten und sich die Ereignisse des scheidenden 

Jahres zu vergegenwärtigen.

Aus justizpolitischer Sicht – und nur diese können und 

wollen wir an dieser Stelle beleuchten – haben dieses 

Jahr insbesondere die Besoldungsreform und die Kla-

ge der Justizministerin gegen den Präsidialrat der or-

dentlichen Gerichtsbarkeit geprägt.

Der DRB BW hält die Richterbesoldung in Ba-

den-Württemberg schon seit vielen Jahren für unan-

gemessen. Angesichts der globalen Probleme mag 

einem zwar der Gedanke kommen, die Höhe der Be-

soldung sei kein dringliches Thema. Ein funktionieren-

der Rechtsstaat und das Vertrauen der Bürger in eine 

unabhängige Justiz als unabdingbare Voraussetzun-

gen für das Gemeinwesen sind jedoch nicht gewähr-

leistet, wenn die Richterbesoldung nicht verfassungs-

gemäß ist. Im November 2022 hat der Landtag von 

Baden-Württemberg vor dem Hintergrund zweier Ent-

scheidungen des Bundesverfassungsgerichts aus 

dem Jahr 2020 zur Verfassungswidrigkeit der R-Be-

soldung das BVAnp-ÄG 2022 beschlossen und im 

Gesetzblatt verkündet. Der geschäftsführende Vor-

stand des DRB BW hält die Regelungen dieses Ge-

setzes betreffend die R-Besoldung in verschiedener 

Hinsicht für fehlerhaft und in verfassungsrechtlicher 

Hinsicht nicht unerheblichen Bedenken ausgesetzt, 

wie Andreas Albrecht, Andreas Brilla und Raphael 

Deutscher in ihrem Beitrag aufzeigen. Der geschäfts-

führende Vorstand regt daher gegenüber allen Mitglie-

dern an, noch im Jahr 2022 Widerspruch gegen die 

Besoldung einzule-

gen. Ein entsprechen-

des Muster haben wir 

bereits per E-Mail und 

auf unserer Home-

page zur Verfügung 

gestellt.

Eng verknüpft mit der Frage der Besoldung sind die 

Schwierigkeiten der Justiz, Nachwuchs zu gewinnen. 

Jedoch darf nicht vergessen werden, womit die Justiz 

bei unseren jungen Kollegen punkten kann – u. a. 

nämlich mit den vielfältigen Einsatzmöglichkeiten, die 

bei einem Arbeitgeber in der freien Wirtschaft in dieser 

Form nicht zur Verfügung stehen. Lesen Sie hierzu 

den Beitrag unseres Kollegen Dominik Apel zum letz-

ten Jungrichterseminar in Berlin.

Weiter hat die Klage der Justizministerin gegen den 

Präsidialrat nicht nur die Richter und Staatsanwälte in 

Baden-Württemberg, sondern auch die breite deut-

sche Öffentlichkeit beschäftigt. Unser Kollege Norbert 

Winkelmann hat in seinem aufschlussreichen Rund-

brief an die Bezirksgruppe Stuttgart, den Sie ebenfalls 

in diesem Heft finden, über das Ergebnis der Ver-

handlung beim VG Stuttgart informiert und die dies-

bezüglichen Standpunkte des geschäftsführenden 

Vorstandes näher dargelegt. 

Ich wünsche Ihnen im Namen des geschäftsführen-

den Vorstandes eine schöne und besinnliche Weih-

nachtszeit und einen guten Start ins neue Jahr!

Ihre 

Susanne Lösch
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GELDSEGEN UND KINDERSEGEN –  
VOM FLUCH ÜBER DEM NEUEN BESOLDUNGSGESETZ

Väter oder Mütter einer Familie mit 

drei und mehr Kindern können sich 

bereits seit Ende November freuen, 

als die Bezügemitteilungen des Lan-

desamts für Besoldung und Versor-

gung für Dezember versandt wurden. 

Das BVAnp-ÄG 20221 sieht neben 

einer Rücknahme der Einschränkun-

gen der Beihilfeanteile seit 2013 im 

Wesentlichen Stellenhebungen im 

mittleren Dienst und die Erhöhung 

von Familienzuschlägen vor. Abgese-

hen von der Anhebung der Grundge-

haltssätze in Höhe von 2,8 Prozent 

entsprechend dem Tarifvertragser-

gebnis kommen diese Verbesserun-

gen der Bezüge in der Richterbesol-

dung allerdings kaum an. Spürbar 

sind einzig die Anhebungen der Zu-

schläge für Familien mit drei und 

mehr Kindern. Die Anhebung von 2,8 

Prozent wurde im November 2021 

vereinbart und dürfte angesichts ei-

ner seit Monaten anhaltenden Inflati-

onsrate von 8–10 Prozent nicht mehr 

ausreichend sein, um einen Reallohn-

verlust auszugleichen.

I. 	� Der DRB BW hält die Richterbesoldung in Ba-

den-Württemberg schon seit vielen Jahren für un-

angemessen. Deshalb unterstützte er in der Ver-

gangenheit insbesondere das Vorgehen gegen die 

Absenkung der Eingangsbesoldung und hatte da-

mit vor dem Bundesverfassungsgericht letztlich 

Erfolg2, wovon noch heute sämtliche Berufsanfän-

ger (auch außerhalb der R-Besoldung) profitieren. 

Die Absenkung wurde für verfassungswidrig erklärt 

1 �Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Baden-Württemberg 2022 und zur Än-
derung dienstrechtlicher Vorschriften.

2 BVerfG, B. v. 16.10.2018 – 2 BvL 2/17.

und rückwirkend aufgehoben, was einen Geldse-

gen (nicht nur) für die Assessorinnen und Assesso-

ren in der Justiz zur Folge hatte. Leider scheint es 

also nicht auszureichen, dass wir – wie auch der 

DRB-Dachverband mit seinen mehr als 17.500 

Mitgliedern (bundesweit) – immer wieder auf die 

Verfassungswidrigkeit der Besoldung hinweisen, 

sondern es braucht immer wieder 8 Richterinnen 

und Richter des 2. Senats des BVerfG, um den 

Landesgesetzgebern die (Mindest-)Grenzen der 

Besoldung aufzuzeigen. 

	� Seit dem Jahr 2015 hat das BVerfG in mehreren 

Entscheidungen immer wieder die absolute Unter-

grenze der „evident unzureichenden“ Alimentation 

aufgezeigt. Leider ist den seither erlassenen Besol-

dungsgesetzen (insbesondere der Länder) durch-

weg der Versuch der (Landes-)Gesetzgeber zu 

entnehmen, die vom BVerfG aufgestellten Grenzen 

zur „evident unzureichenden“ Besoldung der Rich-

ter und Staatsanwälte gerade so noch nicht zu 

überschreiten. Statt die Vertreter der dritten Staats-

gewalt entsprechend der gewollten hohen Qualität 

zu bezahlen, strebt auch der baden-württembergi-

sche Gesetzgeber stetig danach, die Besoldung 

gerade so noch nicht „evident unzureichend“ aus-

zugestalten. Das damit einhergehende Signal an 

die Staatsanwälte und Richter ist unseres Erach-

tens fatal und lässt eine angemessene Wertschät-

zung schon im Ansatz vermissen. Da die Politik auf 

unser entsprechendes wiederholtes Vorbringen 

zur Amtsangemessenheit der R-Besoldung so-

wohl in der Vergangenheit als auch in der Gegen-

wart schlicht und ergreifend nicht reagiert(e), blieb 

und bleibt uns leider weiterhin lediglich die Mög-

lichkeit der Beschreitung des Rechtswegs, um 

eine verfassungswidrige Besoldung zu verhindern.

II. 	�Das BVerfG hat zuletzt in zwei Entscheidungen 

vom 4.5.20203 die Verfassungswidrigkeit der 

3 �BVerfG, B. v. 4.5.2020 – 2 BvL 4/18 (und auch 2 BvL 

BESOLDUNG

Andreas Albrecht

Andreas Brilla

Raphael Deutscher
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R-Besoldung in NRW (2013–2015) und Berlin 

(2009–2015) festgestellt. In den genannten Ent-

scheidungen beanstandete das BVerfG einerseits 

einen nicht eingehaltenen Mindestabstand (von 

mindestens 15 %) der untersten Besoldungsgrup-

pe zum Grundsicherungsniveau4 – 2 BvL 4/18 – 

und andererseits die Höhe des Kinderzuschlags 

für das 3. und weitere Kinder im Verhältnis zum 

Grundsicherungsniveau – 2 BvL 6/17 u. a. In dem 

die R-Besoldung Berlins betreffenden Verfahren 

hat das BVerfG auch eine vom DRB erstellte Be-

rechnung berücksichtigt (Rn. 164), die rechnerisch 

von keiner Seite in Zweifel gezogen wurde. Die 

stets an der Sache orientierte Argumentation des 

DRB hat also überzeugte.

	 �	

6/17 für Niedersachsen); BVerfG, B. v. 4.5.2020 – 2 BvL 
4-18.

4 Maßstab ist hierbei eine 4-köpfige Familie

Vor dem Hintergrund dieser beiden Entscheidun-

gen musste auch unser Landesgesetzgeber tätig 

werden, da die bisherige Besoldungsregelung of-

fenkundig den aufgestellten verfassungsrechtli-

chen Maßstäben nicht gerecht wurde. Im Novem-

ber 2022 hat der Landtag von Baden-Württemberg 

daher das BVAnp-ÄG 2022 beschlossen und im 

Gesetzblatt verkündet. Wir halten die Regelungen 

dieses Gesetzes betreffend die R-Besoldung je-

doch in verschiedener Hinsicht für fehlerhaft und in 

verfassungsrechtlicher Hinsicht nicht unerhebli-

chen Bedenken ausgesetzt. Erneut wird der Ver-

such offenbar, eine „evident unzureichende“ Be-

soldung gerade noch zu vermeiden. Es wurden 

insbesondere lediglich die unteren Besoldungs-

gruppen mit – teilweise nicht unerheblichen – Be-

soldungssteigerungen bedacht, die R-Besoldung 

jedoch – abgesehen von der allgemeinen Erhö-

hung der Bezüge um 2,8 % entsprechend dem 

Tarifvertragsergebnis – unberührt gelassen. 

	� Zwar wurden die Kinderzuschläge ab dem 3. Kind 

– auch für die R-Besoldung – entsprechend den 

BVerfG-Vorgaben deutlich erhöht (im Jahr 2022: 

730 € statt 407,78 €) und sah sich unser Landes-

BESOLDUNG

„WIR HALTEN DIE  
REGELUNGEN DIESES GESETZES 
BETREFFEND DIE R-BESOLDUNG  

FÜR FEHLERHAFT“
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gesetzgeber zumindest veranlasst, auch rückwir-

kend zum 1.1.2020 – ungeachtet einer erfolgten 

Widerspruchseinlegung – die erhöhten Familienzu-

schläge nachzuzahlen. Jedoch betreffen die wei-

tergehenden – z. T. deutlichen – Verbesserungen 

von Besoldung und Familienzuschlag ausschließ-

lich die Besoldungsgruppen unterhalb der R-Be-

soldung, was unseres Erachtens – neben dem 

damit einhergehenden Signal geringerer Wert-

schätzung der Richter und Staasanwälte – insbe-

sondere nicht mit dem verfassungsrechtlich gebo-

tenen Abstandsgebot in Einklang zu bringen sein 

dürfte. 

	 – �So wurden aufgrund einer „Neubewertung“ 

sämtliche Eingangsämter des mittleren und ge-

hobenen technischen Dienstes (bisherige BesGr. 

A 6 bis A 10) jeweils um eine Besoldungsgruppe 

angehoben (nunmehr BesGr. A 7–A 11). Die Be-

soldungstabelle beginnt mithin nunmehr mit der 

niedrigsten Besoldungsgruppe A 7 (statt zuvor  

A 5, wenngleich hierin wohl zuletzt keine Ein-

gruppierung mehr erfolgte). Gleichzeitig wurden 

die ersten beiden Erfahrungsstufen der Besol-

dungsgruppen bis einschließlich A 10 ersatzlos 

gestrichen und umfasst die A-Besoldung nun-

mehr lediglich noch 10 Erfahrungsstufen. Die 

neue Erfahrungsstufe 1 entspricht mithin der vor-

herigen Erfahrungsstufe 3 einschließlich des Tari-

ferhöhungsfaktors. An der R-Besoldung ändert 

sich hingegen (abgesehen von der Tariferhö-

hung) nichts.

	 – �Der kinderbezogene Familienzuschlag für das 1. 

und 2. Kind wurde angehoben, allerdings ab-

schmelzend hin zur Besoldungsgruppe A 13. So 

wird für das 1. Kind in den BesGr. A 7 bis A 10 

ein um 50 € höherer und in den BesGr. A 10 bis 

A 13 ein um 25 € höherer monatlicher Kinderzu-

schlag gewährt. Für das 2. Kind ist die Erhöhung 

abhängig von der Besoldungsgruppe und der 

Erfahrungsstufe und reicht von 450 € (BesGr. 7 

Erfahrungsstufe 1) bis 5,25 € (BesGr. A 12, Er-

fahrungsstufe 10) monatlich. Die R-Besoldung 

ist von diesen – z. T. deutlichen – Erhöhungen im 

Prinzip ausgenommen (lediglich der Kinderzu-

schlag für das 2. Kind erhöht sich in der R-1-Be-

soldung in den ersten 3 Erfahrungsstufen zw. 

10,37 und 80,87 €).

BESOLDUNG
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III. 	�Der Landesgesetzgeber ist der Ansicht, mit dem 

BVAnp-ÄG 2022 die Vorgaben des BVerfG einzu-

halten und eine verfassungsgemäße wie ange-

messene Besoldung zu gewährleisten. Diese Auf-

fassung teilen wir nur eingeschränkt. Zwar wurde 

dem Mindestabstandsgebot zur Grundsicherung 

insbesondere durch die (erhebliche) Anhebung der 

familienbezogenen Bestandteile der Bezüge deut-

lich mehr Rechnung getragen als in der Vergan-

genheit. Der vom BVerfG vorgenommene Vergleich 

der Einkommen einer alleinverdienenden Beam-

tenfamilie mit zwei Kindern mit einer von der 

Grundsicherung lebenden Vergleichsfamilie fällt 

nun zum einen deshalb besser aus, weil die un-

tersten Besoldungs- und Erfahrungsstufen gestri-

chen wurden. Statt mit 2.401,51 € in A 5 beginnt 

die Besoldungstabelle nunmehr mit 2.769,20 € in 

A 7. Zum anderen wurden die Zulagen für die ers-

ten beiden Kinder in den unteren Besoldungsgrup-

pen und für drei und mehr Kinder in allen Besol-

dungsgruppen deutlich erhöht. Für das erste Kind 

wurde der Zuschlag zwar generell lediglich von 

135,06 € auf 138,84 € erhöht und für die Besol-

dungsstufen A 7 bis A 10 kommen noch weitere 

50 € und für die Stufen von A 11 bis einschließlich 

A 13 weitere 25 € hinzu. Für das zweite Kind wer-

den zu dem neuen Grundbetrag von 138,84 € je 

nach Besoldungsstufe aber zusätzlich erhebliche 

Zuschläge bezahlt, und zwar von 450 € für das 

Einstiegsgehalt von A 7 bis hin zu 10,37 € in der 

dritten Erfahrungsstufe von R 1. Ab dem dritten 

Kind wurde der Familienzuschlag generell (auch für 

die gesamte R-Besoldung) von 407,78 € auf 

750,44 € erhöht. Eine schöne Sache für Familien, 

denen zusätzliche Einnahmen zweifellos zu gön-

nen sind, zumal die Kinder schließlich auch erheb-

liche Kosten verursachen.

	� Gleichzeitig lastet auf diesem Geldsegen unserer 

Auffassung nach aber der Fluch einer nicht mehr 

amtsangemessenen Besoldung. Auch wenn der 

Mehraufwand für Kinder in der Beamtenalimentati-

on abgebildet und berücksichtigt werden muss, 

darf das verliehene Statusamt als maßgebender 

Faktor für die Besoldungshöhe nicht zu sehr aus 

dem Blick geraten. Genau dies bewirkt jedoch das 

BVAnp-ÄG 2022 aus unserer Sicht, was an folgen-

dem Beispiel verdeutlicht werden soll:

	� Ein verheirateter Beamter mit drei Kindern verdient 

zum Berufseinstig im niedrigsten Eingangsamt  

(A 7) in der 1. Erfahrungsstufe nunmehr insgesamt 

4.538,81 € (2.769,20 € [Grundgehalt] + 82,69 € 

[Amtszulage] + 158,80 € [Ehezuschlag] + 138,84 € 

+ 50 € [1. Kind] + 138,84 € + 450 € [2. Kind] + 

750,44 € [3. Kind]) und damit geringfügig (280 €) 

weniger als ein lediger Richter Staatsanwalt zu Be-

rufsbeginn mit 4.819,92 €. Sollte der erstgenannte 

Beamte sogar 4 Kinder haben (+ weitere  

750,44 €), verdient er mit 5.289,25 € sogar mehr 

als ein lediger planmäßiger Richter (R 1 in der  

3. Erfahrungsstufe: 5.211,60 €). Dem Beamten 

des niedrigsten Eingangsamtes, der im Übrigen ab 

dem fünften Kind mehr Familienzuschlag als 

Grundgehalt erhält, sei ein solches Einkommen 

gegönnt. Sowohl der Binnenabstand als auch die 

Amtsangemessenheit, bezogen auf das Status- 

amt, scheinen aber so kaum bis nicht mehr ge-

wahrt. Zudem sind die familienbezogenen Ge-

haltsbestandteile nicht ruhegehaltsfähig; sind die 

Kinder aus dem Haus, fallen die Kollegen wieder 

auf ihr Grundgehalt zurück.

	

	

	

	

	

	

�	� Doch auch bei in familiärer Hinsicht vergleichbaren 

Berufsanfängern der genannten Besoldungsgrup-

pen (jew. verheiratet, 2 Kinder) schwindet der Ab-

stand unserer Ansicht nach über das vertretbare 

Maß hinaus. Durch das BVAnp-ÄG 2022 stieg die 

Besoldung des fiktiven Beamten X (niedrigste Be-

soldungsstufe A 6, Erfahrungsstufe 1) von monat-

lich 2.900,69 € brutto (2.401,51 € Grundgehalt + 

154,47 € [Ehezuschlag] + 2 x 135,06 € [Kinderzu-

schlag 1.+ 2. Kind] + 23,35 € [Strukturzulage]) auf 

nunmehr 3.729,68 € (2.769,20 € [Grundgehalt] + 

24 € [Strukturzulage] + 158,80 € [Ehezuschlag] + 

138,84 € + 50 € [1. Kind] + 138,84 € + 450 € [2. 

Kind]), was einer Steigerung von ca. 29 % ent-

spricht. Die Besoldung des fiktiven Richters Y (R 1, 

Erfahrungsstufe 1) erhöht sich durch das BVAnp-

ÄG 2022 hingegen lediglich von 5.113,23 € 

(4.688,64 € Grundgehalt + 154,47 € [Ehezuschlag] 

BESOLDUNG

„AUF DIESEM GELDSEGEN LASTET 
UNSERER AUFFASSUNG NACH  

DER FLUCH EINER NICHT MEHR 
AMTSANGEMESSENEN BESOLDUNG“
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+ 2 x 135,06 € [Kinderzuschlag 1.+ 2. Kind]) auf 

5.337,27 € (4.819,92 € Grundgehalt + 158,80 € 

[Ehezuschlag] + 138,84 € [Kinderzuschlag 1. Kind] 

+ 138,84 € + 80,87 € [Kinderzuschlag 2. Kind]), 

was einer Steigerung von gerade einmal 4 % ent-

spricht. Dass diese Diskrepanz der Besoldungs-

steigerung von 29 % zu 4 % unweigerlich zu einer 

Stauchung der Besoldungstabelle führt, ist ebenso 

offensichtlich wie unseres Erachtens der darin lie-

gende Verstoß gegen das verfassungsrechtlich 

gebotene Abstandsgebot.

IV. 	�Es geht dem DRB BW nicht einzig darum, für seine 

Mitglieder eine höhere Besoldung durchzusetzen, 

sondern vielmehr um die Erreichung einer amtsan-

gemessenen und insbesondere auch für die Nach-

wuchsgewinnung attraktiven Besoldung, die ver-

fassungsgemäß ist und eine adäquate Ausstattung 

für die dritte Gewalt im Staat gewährleistet. Auch 

die EU-Kommission hat in ihrem jüngsten Rechts-

staatsbericht daher gefordert, dass die Bundesre-

publik Deutschland die Justiz mit ausreichenden 

Ressourcen versorgen muss, und dabei explizit 

auch die Richtergehälter erwähnt, die im europäi-

schen Vergleich im Verhältnis zum jeweiligen 

Durchschnittseinkommen auf niedrigster Stufe 

stehen. Die Landesregierung lässt dies gänzlich 

unbeeindruckt, da sowohl die Empfehlung der Eu-

ropäischen Kommission als auch die Studie des 

Europarats für den Besoldungsgesetzgeber in Ba-

den-Württemberg nicht verbindlich seien.

V.	� Wir regen daher gegenüber unseren Mitgliedern 

an, noch im Jahr 2022 Widerspruch gegen die Be-

soldung (für das Jahr 2022) einzulegen. Ein ent-

sprechendes Muster werden wir in Kürze per 

E-Mail und auf unserer Homepage zur Verfügung 

stellen. Wir hoffen, dass eine möglichst große Zahl 

von Kolleg:innen hiervon Gebrauch machen wird. 

Zum einen dürfte dies die einzige Möglichkeit sein, 

um die Landesregierung auf den von uns empfun-

denen Missstand unserer Besoldung und die Un-

„WIR REGEN GEGENÜBER  
UNSEREN MITGLIEDERN AN,  

NOCH IM JAHR 2022  
WIDERSPRUCH GEGEN  

DIE BESOLDUNG EINZULEGEN“

BESOLDUNG
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1.	�

Vergleich mit der Tariflohnentwicklung: Hier 

hat sich der DRB BW erfolgreich für die zeit- 

und inhaltsgleiche Übernahme der Tariflohn- 

ergebnisse eingesetzt.

2.+3. 	�

Vergleiche mit der Nominallohnentwicklung 

und dem Verbraucherpreisindex: in den ver-

gangenen Jahren niedriger Inflation eher un-

problematisch.

4. 	

�a) Binnenabstandsgebot: durch die Stau-

chung der Besoldungstabelle problematisch.

b) Mindestabstandsgebot: Vergleich niedrigs-

te Besoldungsstufe mit Sozialleistungsbezie-

her: wird nach der Berechnung des Gesetz-

gebers nunmehr dadurch erfüllt, dass die 

Tabelle statt mit A 5 nun mit A 7 beginnt, die 

ersten Erfahrungsstufen wegfallen und vor al-

lem die Familienzuschläge erheblich erhöht 

wurden.

5. 	�

Vergleich Bundesschnitt: Baden-Württem-

berg befindet sich im Ländervergleich in der 

Spitzengruppe.

PARAMETER ZUR  
BEWERTUNG DER  
AMTSANGEMESSENHEIT 
DER BESOLDUNG

zulänglichkeiten des BVAnp-ÄG 2022 aufmerksam 

zu machen, und zum anderen wird somit jedenfalls 

die Chance gewahrt, im Falle einer später festge-

stellten Verfassungswidrigkeit der Besoldung auch 

rückwirkend für 2022 noch etwaige Nachzah-

lungsbeträge zu erhalten. Der DRB BW will die Be-

soldung in Form des BVAnp-ÄG 2022 durch ge-

eignete Musterkläger einer gerichtlichen 

Überprüfung zuführen und wird sich dafür einset-

zen, dass die von unseren Mitgliedern eingereich-

ten Widersprüche bis zur abschließenden gericht-

lichen Klärung nicht verbeschieden werden. Ob 

dies allerdings gelingen wird, kann derzeit jedoch 

noch nicht hinreichend sicher eingeschätzt wer-

den.

	� Welche Auswirkungen ein frühzeitiger Widerspruch 

haben kann, soll folgendes Beispiel der aktuellen 

Nachzahlung des Kinderzuschlages ab dem 3. 

Kind verdeutlichen:

	� Durch das BVAnp-ÄG 2022 änderte sich der Zu-

schlag ab dem 3. Kind für 2020 auf 673 € statt 

402,15 € (Differenz 270,85 €), für 2021 auf 704 € 

statt 407,78 € (Differenz 296,22 €) und für 2022 

(bis einschließlich November) auf 730 € statt 

407,78 € (Differenz 322,22 €). Für eine Familie mit 

vier Kindern bedeutete das somit eine Nachzah-

lung von 20.698,52 € (brutto). Für die Zeit vor 2020 

erfolgt eine Nacherstattung jedoch nur, wenn man 

Widerspruch gegen die Besoldung bzw. Klage ein-

gereicht hatte, über die noch nicht rechtskräftig 

entschieden wurde. Konkret waren das für die 

Jahre 2010 bis 2014 189 € pro Kind und Monat, 

im Jahr 2015 182 €, im Jahr 2016 242 €, im Jahr 

2017 240 €, im Jahr 2018 230 € und im Jahr 2019 

212 €. Hätte man also Widerspruch gegen die Be-

soldung eingelegt und wären im gesamten Zeit-

raum vier Kinder kindergeldberechtigt gewesen, 

hätte man weitere (knapp) 45.000 € nachbezahlt 

bekommen.

Wir können daher nur empfehlen, frühzeitig Wider-

spruch einzulegen, um die Chancen für eine spätere 

Nachzahlung zu wahren. 

Andreas Albrecht, Andreas Brilla und Raphael Deutscher

BESOLDUNG
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Auf Einladung des Richtervereins Baden-Württem-

berg durften Nina Ulmer (LG Stuttgart) und der Autor 

(LG Mannheim) Anfang November am halbjährlichen 

Jungrichterseminar des Deutschen Richterbundes in 

Berlin teilnehmen. Ein Wochenende lang gab es hier-

bei nicht nur die Möglichkeit, den eigenen Horizont 

hinsichtlich etwaiger Abordnungen zu erweitern, son-

dern auch, viele Einblicke in die Gemeinsamkeiten 

und Unterschiede der Justiz in den verschiedenen 

Bundesländern zu erhalten.

Nach der Begrüßung durch das Organisationsteam 

Barbara Stockinger und Marco Rech, welche wäh-

rend der Tagung durch das künftige Organisations-

team aus Katja Stoll und Andreas Brilla unterstützt 

wurden, gab die Präsidialrichterin am BGH, Dr. 

Desirée Dauber, einen Einblick in die Abordnungs-

möglichkeiten an den BGH. Hierbei konnten alle auf-

kommenden Fragen, von zeitlicher Dauer der Abord-

nung über Anforderungen an eine Bewerbung bis hin 

zum „Hiwi-Leben“ in Karlsruhe, ausführlich erörtert 

werden.

Am zweiten Tag stellten die Organisatoren den Teil-

nehmern zunächst den Deutschen Richterbund und 

die Möglichkeiten einer Mitarbeit vor. Anschließend 

berichtete der Präsident des LG Lüneburg, Dr. Götz 

Wettich, in einer sehr interaktiven Runde, wie aus 

Sicht eines Personalverantwortlichen die Herange-

hensweise junger Kollegen an die neue Tätigkeit sein 

sollte und welche Erfahrungen er in seiner bisherigen 

Laufbahn gesammelt hatte. 

Eine nicht alltägliche Abordnungsmöglichkeit stellte 

sodann Bettina Renner vom Zentrum für internationa-

le Friedenseinsätze vor. Sie erklärte, welche Möglich-

keiten es gibt, um sich in internationale Einsätze ab-

ordnen zu lassen, und berichtete von Erfahrungen 

mehrerer Kollegen aus internationalen Friedensmissi-

onen. Nach diesem Ausflug in die weite Welt ging es 

im weiteren Verlauf zurück nach Karlsruhe. Die Leite-

rin des Personalreferats beim Generalbundesanwalt, 

Frauke Köhler-Bartols, berichtete über die Arbeit der 

abgeordneten Richter und Staatsanwälte beim GBA. 

Dies beinhaltete nicht nur Informationen über die Tä-

tigkeit in der Revisions- und der Ermittlungsabteilung, 

sondern auch z. B. über mehr oder wenig bestehen-

de Homeoffice-Möglichkeiten.

Nach einem gemeinsamen Mittagsimbiss stellte Feli-

citas Krauß, Staatsanwältin aus der bayerischen Jus-

tiz, ihre Erfahrungen aus ihrer derzeitigen Abordnung 

an den Beauftragten der Bundesregierung für Sucht- 

und Drogenfragen im Bundesministerium für Gesund-

heit vor. Dabei konnte insbesondere auch erörtert 

werden, inwieweit sich diese Tätigkeit durch einen 

bestimmten politischen Anteil von der rein juristischen 

Tätigkeit in der Justiz unterscheidet.

Nachdem die eigentlich eingeplante Präsidentin des 

OLG Oldenburg aufgrund von Problemen bei der An-

reise per Bahn nicht rechtzeitig zu dem Seminar kom-

men konnte, gab es hierfür kurzfristig einen Erfah-

rungsbericht eines Richters am Sozialgericht, der 

gerade an das BSG abgeordnet ist. Hierbei wurden 

vor allem die Unterschiede zwischen einer Abordnung 

nach Karlsruhe und nach Kassel diskutiert und die un-

terschiedlichen Anforderungen in den verschiedenen 

Gerichtsbarkeiten.

Schließlich kehrte das Seminar aber inhaltlich auch 

wieder nach Karlsruhe zurück mit dem Bericht von 

Sina Ackermann, welche derzeit als wissenschaftliche 

Mitarbeiterin an das Bundesverfassungsgericht abge-

ordnet ist. Insgesamt konnte das Seminar so die Ge-

meinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Ab-

ordnungen an höhere Gerichte innerhalb und 

außerhalb Karlsruhes umfassend aufzeigen.

DRB-JUNGRICHTERSEMINAR NOVEMBER 2022

FRAUKE KÖHLER-BARTOLS 
BERICHTETE ÜBER DIE ARBEIT DER 

ABGEORDNETEN RICHTER UND 
STAATSANWÄLTE BEIM GBA

JUNGRICHTERSEMINAR
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Während des gemeinsamen Abendessens in einem 

Berliner Restaurant gab es daraufhin nicht nur die Ge-

legenheit, sich über die verschiedenen Vorträge aus-

zutauschen, sondern auch über unterschiedliche Ein-

stellungs-, Abordnungs- und Beförderungspraktiken 

sowie über unterschiedliche Arbeitsweisen und Ar-

beitsausstattungen in den einzelnen Ländern.

Am letzten Tag erörterten die Teilnehmer mit Dr. Anne 

Lipsky sodann Problemstellungen und mögliche Her-

angehensweisen auf dem Gebiet der richterlichen Be-

rufsethik. Hierbei konnten sehr verschiedene Erfah-

rungen im Spannungsfeld zwischen Unabhängigkeit, 

Beurteilungswesen und Verfahrensführung gewinn-

bringend erörtert werden.

Den Abschluss bildeten Dr. Jens Stühmer, Leiter des 

Personalreferats beim Bundesministerium der Justiz, 

und Daniel Franz, derzeit als abgeordneter Richter 

dort tätig. Neben den Möglichkeiten, in Berlin tätig zu 

sein, gab es in diesem Rahmen auch Informationen 

zu möglichen internationalen Tätigkeiten für das BMJ 

und zum Einfluss der politischen Ausrichtung des 

Hauses auf die eigene Arbeit.

Insgesamt konnte das Seminar eine gute Übersicht 

über verschiedenste Karrieremöglichkeiten geben. 

Auch wenn naturgemäß nicht jede dieser Möglichkei-

ten für jeden Teilnehmer das Richtige ist, hilft das Se-

minar aber auf jeden Fall dabei, einzuordnen, welcher 

Weg mit den eigenen Interessen möglicherweise in 

Betracht käme. Insofern kann jedem jungen Assessor 

im Richterverein nur nahegelegt werden, an diesem 

Seminar teilzunehmen, wenn hierzu die Möglichkeit 

besteht.

Dominik Apel

DIE TEILNEHMER ERÖRTETEN  
MIT DR. ANNE LIPSKY  

PROBLEMSTELLUNGEN UND  
MÖGLICHE HERANGEHENSWEISEN  

AUF DEM GEBIET DER  
RICHTERLICHEN BERUFSETHIK

JUNGRICHTERSEMINAR
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RUNDBRIEF

RUNDBRIEF ZUR KLAGE DER JUSTIZMINISTERIN  
GENTGES GEGEN DEN PRÄSIDIALRAT

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

eine bedeutsame Woche mit der Ver-

handlung der Klage von Frau Justiz-

ministerin Gentges gegen den Präsi-

dialrat der Ordentlichen 

Gerichtsbarkeit vor dem Verwal-

tungsgericht Stuttgart liegt hinter uns. 

Zuvor das Urteil des Verwaltungsge-

richts: Die Klage der Ministerin wurde in allen Punkten 

als unzulässig abgewiesen.

Zur Begründung wurde vom Verwaltungsgericht 

deutlich klargestellt, dass der Gesetzgeber im  

LRiStAG den Weg für Konflikte zwischen Präsidialrat 

und Ministerium geregelt hat. Dieser geht danach ein-

zig und allein über den Richterwahlausschuss.

Sie werden sicher die Vorberichterstattung, u. a. in 

der Stuttgarter Zeitung, und die Berichterstattung in 

den Medien verfolgt haben. Ich möchte Sie dazu auf-

fordern, auch überregionale Presseartikel im Internet 

zu lesen. Es scheint, dass es zur Bewertung der aus 

Sicht des DRB BW unnötigen Klage – im LRiStAG ist 

das Prozedere bei Konfliktsituationen zwischen Minis-

terin und Präsidialrat nämlich eindeutig geregelt – un-

terschiedliche Sichtweisen gibt. Ich darf insoweit auf 

den Artikel von Wolfgang Janisch in der Süddeut-

schen Zeitung, von Christian Rath in der Badischen 

Zeitung und die Meldungen auf JUVE und LTO ver-

weisen. 

Insbesondere stellt sich auch die Frage, wieso diese 

aus Sicht der Ministerin so brisante Frage, ob die Mi-

nisterin Entscheidungen des Präsidialrats gerichtlich 

vor Anrufung des Richterwahlausschusses überprü-

fen lassen kann, nicht schon in der Vergangenheit bei 

Gegenvorschlägen des Präsidialrats, z. B. bei der Zu-

stimmung zu Beförderungen auf eine R-2-Stelle, ge-

richtlich geltend gemacht wurde. Ein Grund, abzu-

warten, bis die Stelle der Präsidentin / des Präsidenten 

des Oberlandesgerichts Stuttgart ausgeschrieben 

wird, um diese Frage zu klären, eröffnet sich dem in-

teressierten und informierten Betrachter des Dilem-

mas um diesen Rechtsstreit nicht. 

So möchte ich Ihnen noch eine exemplarische Stel-

lungnahme des geschäftsführenden Vorstands zur 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts zuleiten. Dem 

gibt es eigentlich nichts mehr hinzuzufügen.

„Der DRB BW hat von Anfang an die Ministerin aufge-

fordert, dem Gesetz entsprechend den Richter-

wahlausschuss einzuberufen, statt den Klageweg zu 

beschreiten. Wir nehmen mit Erleichterung zur Kennt-

nis, dass das Verwaltungsgericht das vom gesetzlich 

vorgezeichneten Weg abweichende Vorgehen der Mi-

nisterin für unzulässig hält.

Was die justizpolitische Seite anlangt, bestätigt die 

bisherige mediale Resonanz des Falles unsere Be-

fürchtungen: 

Der Streitfall beschädigt nicht nur beide Kandidaten, 

sondern auch das Ansehen der Justiz insgesamt. Der 

Vorwurf der Justizministerin, der Präsidialrat als aus 

der Mitte der Richterschaft basisdemokratisch ge-

wählte Richtervertretung habe dem Personalvor-

schlag der Ministerin ‚offensichtlich rechtswidrig‘ und 

mit ‚sachfremden Erwägungen‘ die Zustimmung ver-

sagt, ist geeignet, das Vertrauen der Bürgerschaft in 

die Arbeit der Gerichte zu erschüttern. Der Bürger 

wird sich nämlich die Frage stellen, ob man eine 

Rechtsprechung nach Recht und Gesetz erwarten 

kann, wenn es schon die richterliche Personalvertre-

Norbert Winkelmann

„DIE KLAGE DER MINISTERIN  
WURDE IN ALLEN PUNKTEN  

ALS UNZULÄSSIG ABGEWIESEN“
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tung bei der Besetzung von Richterposten an der Be-

achtung von Recht und Gesetz mangeln lasse. 

Schaden genommen hat auch das Vertrauensverhält-

nis zwischen der Richterschaft im Allgemeinen bzw. 

des Präsidialrats im Besonderen und der Ministerin. 

Die in der gestrigen öffentlichen Verhandlung vor dem 

Verwaltungsgericht ausgebreitete Argumentation der  

Ministerin dürfte kaum geeignet sein, dieses Vertrau-

ensverhältnis wiederherzustellen. Nach den Verlaut-

barungen des Gerichts hat der Präsidialrat in seiner 

Stellungnahme ausgeführt, der in seinem Gegenvor-

schlag benannte Kandidat erscheine dem Präsidialrat 

als der bessere Bewerber, weil er eine bessere Beur-

teilungshistorie und aus der erfolgreichen Leitung des 

größten baden-württembergischen Landgerichts ei-

nen Erfahrungsvorsprung gegenüber der Kandidatin 

der Ministerin habe. Weshalb einer solchen Stellung-

nahme der Makel der ‚offensichtlichen Rechtswidrig-

keit‘, der ‚sachfremden Erwägung‘ oder gar der ‚Will-

kür‘ anhaften soll, wird mutmaßlich den wenigsten 

Richterinnen und Richtern einleuchten. 

Um den bereits jetzt eingetretenen Schaden nicht 

auszuweiten, wäre es gut, den Rechtsstreit im jetzi-

gen Stand zu beenden und unverzüglich den Richter-

wahlausschuss einzuberufen.“

Nun bleibt es abzuwarten, ob nun der vom Verwal-

tungsgericht Stuttgart nochmals angemahnte Weg, 

auf den der DRB BW immer hingewiesen hat, von der 

Ministerin beschritten und der Richterwahlausschuss 

unverzüglich angerufen wird. Wir alle haben letztlich 

einmal gelernt, was „unverzüglich“ bedeutet, nämlich 

„ohne schuldhaftes Zögern“. 

Sofern Sie sich möglicherweise gefragt haben, warum 

der Landesvorstand sich zu dem Artikel in der Stutt-

garter Zeitung nicht öffentlich geäußert hat, möchte 

ich Ihnen die Begründung des geschäftsführenden 

Vorstands, die unser Landesvorsitzender zur Weiter-

leitung an Sie als Mitglieder und Freunde des DRB 

BW übersandt hat, nachreichen.

„WIR ALLE HABEN LETZTLICH  
EINMAL GELERNT,  

WAS ‚UNVERZÜGLICH‘  
BEDEUTET, NÄMLICH ‚OHNE  
SCHULDHAFTES ZÖGERN‘“
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„Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am vergangenen Donnerstag hat Andreas Müller in 

der Stuttgarter Zeitung einen Artikel über den in Per-

sonalfragen der baden-württembergischen Justiz an-

geblich bis zum heutigen Tage fortdauernden Einfluss 

des PräsOLG a. D. Stilz veröffentlicht und diesen in 

Zusammenhang gestellt mit der Entscheidung des 

Präsidialrats bezüglich der Besetzung des Präsiden-

tenpostens am OLG Stuttgart im Frühsommer dieses 

Jahres. 

Der Artikel ist nach Dafürhalten des geschäftsführen-

den Vorstands tendenziös und bezüglich der behaup-

teten Wirkmacht des früheren OLG-Präsidenten Stilz 

mehr als fragwürdig. Auch suggeriert der Artikel, ‚die 

Richterverbände‘ hätten sich mit dem Präsidialrat für 

dessen Gegenvorschlag ausgesprochen.

Der Zeitpunkt des Artikels ist sicher kein Zufall: Am 

Donnerstag dieser Woche verhandelt das VG Stutt-

gart den Streitfall zwischen Justizministerin und Präsi-

dialrat. Der Artikel verarbeitet Insider-Wissen, wegen 

dessen Herkunft man sich wird fragen müssen: cui 

bono? 

Der geschäftsführende Vorstand hat sich nach länge-

ren internen Diskussionen entschlossen, dem Artikel 

keine Pressemitteilung unseres Verbandes entgegen-

zustellen. Wir haben es insgesamt für klüger gehalten, 

uns ggf. nach der mündlichen Verhandlung am VG 

öffentlich zu äußern.“

Norbert Winkelmann

„CUI BONO?“

WIR WÜNSCHEN ALLEN  
EINEN GUTEN START  
IN DAS JAHR 

RUNDBRIEF
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund Baden-Württemberg, Verband der Richterinnen  
und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. (DRB BW)

Name/Vorname:

Dienststelle:	 Dienstbezeichnung:

Straße:	 PLZ:	 Wohnort:

Geburtstag:	 Telefon:	 E-Mail:

 Assessor   	  Pensionär   	  Ehegatte eines Mitglieds   

	  ohne DRiZ	      Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensionäre 
ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den DRB BW widerruflich, den von mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli 
eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber/-in:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, Bank-
verbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitgliederver-
waltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versiche-
rungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen.  

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer der 
Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Korrektur-
recht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Ba-
den-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

BEITRITTSERKLÄRUNG

Deutscher Richterbund
Baden-Württemberg

Verband der Richterinnen und Richter,  
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte  
in Baden-Württemberg e. V.
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